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«In der Schweiz ist der  
Fiskus gnädig»
Gebühren und Bussen, 
welche in der Schweiz 
mehrheitlich Steuercharak
ter haben, werden in der 
Schweiz nicht als Steuern 
erfasst und auch in keiner 
Statistik als Kosten auf
geführt für den Normal
bürger. Sie werden mit den 
Staatskosten der Verwal
tung direkt verrechnet und 
lassen die effektiven Staats
kosten tiefer erscheinen als 
sie effektiv sind. Korrekter

weise müsste man die Kos
ten der öffentlichen Hand 
um ganze 25 Prozent höher 
angeben und die Steuer
einnahmen um 25 Prozent 
höher angeben. Die Ge
bühreneinnahmen der öf
fentlichen Hand erreichen 
gesamtschweizerisch einen 
Anteil von 25 Prozent, im 
Kanton Zürich 33 Prozent 
und in der Stadt Zürich 45 
Prozent, während im Aus
land Gebühren und Bussen 
im tiefen einstelligen Be
reich sind. 
Francois Wiget
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«Julius-Bär-Chef hofft auf 
Wachstum durch Trump» 
Zumindest Konfusion und 
Rückständigkeit werden 
wachsen @Handels
zeitung: BärChef hofft auf 
Wachstum durch Donald 
Trump als Präsident. 
Beat Muster
@beatmuster
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«Der grosse HZ-Modegipfel: 
Das Interview» 
«Online hat gut lachen» 
oder so ähnlich. Aus der 

aktuellen @Handelszeitung 
zum Modehandel «Wir 
 haben alle geschlafen»
Thomas Lang
@thlang
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«Weitere Flüchtlinge dürfen 
in die Schweiz» 
Immerhin ein winziger 
Tropfen auf einen heissen 
Lavastrom. #Flüchtlinge 
#Syrien
Ruedi Löffel
@ruediloefflel
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«Debatte über bedingungs-
loses Grundeinkommen»
Ein bedingungsloses 
Grundeinkommen ist eine 
reine Optimierung der 
 Einkommenssteuer, jeder 
erhält das BGE (das ist ein 
halbes ProKopfEinkom
men) für seine Bedürfnisse, 
jeder behält sein halbes Er
werbseinkommen für seine 
Leistung für die Gesell
schaft. Einkommenssteuer 
ist nicht Lohnsteuer, sie 
 besteuert nicht nur Arbeit, 
sondern auch Gewinn 

durch ArbeitenLassen, 
also auch die Unterneh
mer. Ein ProKopfEin
kommen, also ein Volks
einkommen pro Einwoh
ner, gibt es also immer, 
auch wenn keiner mehr 
arbeitet, nämlich aus dem 
Gewinn aus Konsum im 
In und Ausland inlän
discher Wertschöpfung, 
den die Unternehmer 
 erzielen.
Henrik Wittenberg

@
DIALOG

Schreiben  
Sie uns
Ihre Meinung ist uns wichtig. 
Wir freuen uns über Kritik, 
Lob und Anregungen über 
folgende Kanäle:

E-Mail: redaktion@ 
handelszeitung.ch
Twitter: twitter.com/ 
handelszeitung 
facebook:  
facebook.com/ 
handelszeitung
Online: Posten Sie  
Ihre Meinung auf  
www.handelszeitung.ch  
unter einen Artikel

Wirtschaftspolitik
Anything goes?

Uber und Co. Weniger statt mehr Regulierung

V iel war in den letzten Wochen von 
der postfaktischen Gesellschaft 
die Rede. Gross war die Empö
rung darüber, dass in der Politik 
nur noch Gefühle und nicht mehr 

Tatsachen zählten. Die Entrüstung ist erstaun
lich, tragen doch viele der Empörten eine Mit
schuld an der Entwicklung, auch und gerade in 
meinem Fach, der Ökonomie.

Worin diese Mitschuld liegt? Ganz einfach 
darin, dass ein Grossteil meiner Kollegen in 
 ihren Argumentationen das, was wir als Öko
nomen als Wahrheiten bezeichnen dürfen, re
gelmässig ignorieren. Weder bestehen wir auf 
den wenigen, aber sehr hilfreichen Grund
konzepten der Ökonomie, noch kennen wir 
uns auch nur annähernd ausreichend mit der 
Empirie, sprich der praktischen Bedeutung 
 unserer Aussagen aus. Und das seit Jahren.

Dümmliches Ökonomen-Gerede 
ermöglicht isolationistische Politik

Ein Beispiel: Wie oft haben Sie Ökonomen in 
hitzigen Diskussionen das Thema Wettbe
werbsfähigkeit diskutieren hören? Dabei wis
sen wir seit mindestens 200 Jahren, dass die 
Vorstellung vom wirtschaftlichen Wettbewerb 
der Nationen unsinnig ist. Aussenhandel ist 
kein Nullsummenspiel, bei dem die eine Na
tion gewinnt, was die andere verliert. Spätes
tens seit David Ricardo (1772–1823) wissen wir, 
dass Aussenhandel vorteilhaft ist, weil wir uns 
auf das spezialisieren, was wir im inländischen 
Vergleich unserer Möglichkeiten mit der grös
seren Produktivität herstellen können. Dafür 
geben wir die Produktion von anderen Dingen 
auf, bei denen wir weniger gut sind. Diese tau

schen wir dann anschliessend gegen unsere 
hochproduktiv erstellten Waren und Dienst
leistungen im Ausland ein. Dadurch steigen 
Wohlstand, Beschäftigung und Lohnniveau. 

Das dümmliche Gerede vieler Ökonomen 
von der Wettbewerbsfähigkeit der Länder hat 
den Populisten à la Trump den Weg bereitet für 
ihre isolationistische Politik. Es ist eben nicht 
egal, was man sagt, auch und gerade wenn man 
sich Experte nennt. So hat mir neulich ein 
 bekannter Schweizer Ökonom auf eine Nach
frage nach seiner dauerhaften Verwendung des 
Wettbewerbsfähigkeitsarguments gesagt: «Ach, 
das ist doch einfach nur ein anderes Wort für 
Produktivität.» Ist es eben nicht. Wir müssen 
auf unserem Basiswissen bestehen, sonst dür
fen wir uns nicht wundern, dass auch in der 
 Öffentlichkeit alles beliebig wird.

Ein anderes Beispiel: Budgetdefizite und 
Staatschulden. Seit Jahren sind die Medien von 
einer besorgten Berichterstattung zur Entwick
lung der Fiskalpolitik der EuroZone dominiert. 
Das ist nicht verwunderlich, immerhin ist die 
Bruttoverschuldung der EuroZonenStaaten 
in den letzten Jahren deutlich angestiegen. Für 
viele Ökonomen ist die Schuldenwirtschaft der 
Eurokraten der Hauptgrund, warum der Euro 
schwach sein sollte. Aber müsste dann nicht 
auch der Dollar eine schwache Währung sein? 
Immerhin sind in den USA die Schulden deut
lich stärker gestiegen als im EuroRaum. Mit 
116 Prozent des Volkseinkommens liegt die 
Verschuldung aktuell über dem Wert der Euro
Zone von 109 Prozent, der übrigens in diesem 
Jahr das erste Mal seit der Finanzkrise gefallen 
ist. Als Entkräftung gegen diesen Einwand wird 
dann angeführt, dass mit Trump die USA ja nun 
schneller wachsen und dort die Zinsen deut

licher ansteigen werden als in Europa. Diese im 
Moment so häufig gehörte Einschätzung ist ein 
postfaktischer Supergau der sogenannten Öko
nomieElite. Nicht nur werden einfach über
prüfbare Zahlen ignoriert. Es wird auch ein 
weiterer Grundbaustein unseres ökonomi
schen Wissens komplett negiert. Seit den Über
legungen von Martin Azpilcueta (1491–1586) 
und Jean Bodin (1530–1596) wissen wir, dass 
sich langfristig die Währung mit der tieferen 
 Inflationsrate aufwerten wird. Die höhere Infla
tionsrate haben aber nun einmal aktuell die 
USA. Daran wird sich auch in den kommenden 
Jahren kaum etwas ändern, hat doch die ameri
kanische Notenbank seit Beginn der Finanz
krise gut doppelt so viel Geld neu geschaffen 
wie die Europäische Zentralbank.

Wer sich am Populismus stört, soll 
Fakten öffentlich diskutieren

Mit Wachstum und Zinsen hat die Stärke 
 einer Währung schlicht nichts zu tun. Darauf 
weisen unzählige Studien hin. Auch kommen 
praktisch alle empirischen Untersuchungen 
zum Schluss, dass kurzfristige Wechselkurspro
gnosen unmöglich sind. Und dennoch meinen 
immer noch die meisten Kollegen, mit solchen 
Prognosen glänzen zu müssen.

Was ich damit sagen will? Die postfaktische 
Gesellschaft ist auch durch Ökonomen fröhlich 
genährt worden und sie ist überhaupt kein 
 neues Phänomen. Wen diese Entwicklung stört, 
der sollte selbst beginnen, dazu beizutragen, 
dass wieder Fakten und bewährte Zusammen
hänge ihren Wiederhall in der öffentlichen Dis
kussion finden. Unsere sogenannten Experten 
stehen da in einer besonderen Verantwortung.

Die eidgenössischen Räte haben die 
Zeichen der Zeit erkannt. Letzte 
 Woche hat nach dem Nationalrat 
auch der Ständerat zwei Motionen 

zugestimmt, die fordern, aufgrund der techno
logischen Entwicklungen und des Aufkom
mens von Uber die Regulierung im Bereich 
 Personenbeförderung zu liberalisieren.

Die Gewerkschaften wollen indes die neuen 
Mobilitätsformen mit Verboten und neuen 
 Gesetzen einschränken und damit verhindern. 
Das ist der falsche Ansatz. Die heutigen Regu
lierungen sind hauptsächlich Eintrittsbarrieren 
und dienen nicht der Sicherheit oder Qualität 
der Dienstleistung.

Schweizer Besonderheiten 
verhindern neue Arbeitsplätze

Insbesondere der Fahrtenschreiber ist eine 
schweizerische Besonderheit. In keinem unse
rer Nachbarländer ist diese Erfassung der 
 Arbeitszeiten bekannt. Dasselbe gilt für unsere 
extensive theoretische Prüfung hinsichtlich der 
Arbeits und Ruhezeiten. Mit diesem «Swiss 
 Finish» werden nicht nur der technologische 
Fortschritt und die Lösung gesellschaftlicher 
Probleme, sondern auch die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze verhindert.

Angesichts neuer Geschäftsmodelle und 
technologischer Entwicklungen müssen wir 
uns aber Gedanken machen, inwiefern die 
heutigen Regulierungen noch sinnvoll sind. 
Vielmehr ist Transparenz gefordert. Fahrer und 
Fahrgast bewerten sich nach jeder Fahrt gegen
seitig. Rüpelhafte Fahrgäste und unfreundliche 
oder unfähige Fahrer werden dadurch automa
tisch ausgesondert. Eltern können auf ihrem 
Smartphone in Echtzeit mitverfolgen, wo sich 
ihr Nachwuchs auf dem Nachhauseweg gerade 
befindet, und kennen die Autokennzeichen des 
entsprechenden Chauffeurs. Transparenz und 
Bewertungsmöglichkeiten können den Kun
den demnach besser schützen und die Dienst
leistungsqualität optimal gewährleisten, besser 
als detaillierte Verordnungen.

Gesetzesanpassungen beziehungsweise Li
beralisierungen sind aber auch in den Berei

chen Arbeitsrecht und Sozialversicherungen 
nötig. Davon profitieren auch die traditionellen 
Personenbeförderungsunternehmen – sofern 
sie sich den neuen Gegebenheiten anpassen 
und bereit sind, ihre Geschäftsmodelle im Inte
resse der Kunden attraktiver zu gestalten.

Seit dem Jahr 2000 haben sich 
die Staus verdreifacht

Die Mobilität der Zukunft birgt zudem ein 
gewaltiges Potenzial zur Minderung unserer 
Verkehrsprobleme.

Zwischen 2000 und 2015 hat sich die Zahl 
der Staustunden auf den Nationalstrassen auf 
über 21 000 pro Jahr fast verdreifacht. Ein 
Grossteil davon geht zulasten des Pendler
verkehrs. Im durchschnittlichen Pendlerauto 
sitzen notabene 1,12 Personen. Die Digitali

sierung kann helfen, den Verkehrsfluss zu 
 verbessern, da sie die Bildung von Fahrgemein
schaften vereinfacht. Digitale SharingPlatt
formen ermöglichen unter anderem, Bestell
fahrten und deren Kosten mit anderen Gästen 
zu teilen.

Fraglich ist, ob Schweizer Pendler dazu be
reit sind. Die Antwort ist klar: Wie immer ist es 
eine Frage von Kosten und Nutzen. Der Nutzen 
wird dann erhöht, wenn die Chance besteht, 
etwas dabei zu verdienen. Diese Möglichkeit 
fehlt heute in der Schweiz.

Es ist derzeit per Gesetz nicht möglich, als 
privater Pendler Geld mit der Personenbeför
derung zu verdienen. Das ist der Hauptgrund, 
warum Fahrgemeinschaften der Durchbruch 
bisher nicht gelungen ist. Der Gesetzgeber ist 
auch hier gefordert und dazu aufgerufen, Ver
bote zu eliminieren. Denn wir haben die Ge
legenheit, die Personenbeförderung neu zu 
denken und privaten sowie kommerziellen 
 Anbietern von Fahrgemeinschaften die Mög
lichkeit zu geben, Geld zu verdienen.

Die Politik ist im Bereich der Personen
beförderung gefordert und aufgerufen, die 
 Zeichen der Zeit nicht zu verpassen: Die Ant
wort auf die Digitalisierung darf aber nicht 
mehr Regulierung sein. Die Antwort muss 
 weniger Regulierung sein.

«Die postfaktische 
Gesellschaft ist 
auch durch 
Ökonomen 
fröhlich genährt 
worden.»

Klaus Wellershoff
Ökonom  
Wellershoff & Partners

Thierry Burkart
Nationalrat FDP, Vizepräsident TCS

«Sharing hat das Potenzial, den 
Verkehrfluss zu verbessern.»
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